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        26.02.2007  

Gebühr zahlt Empfänger
Landesoberkasse Baden-Württemberg

Postfach 1354

72544 Metzingen

Betreff: Kostenrechnung 8769951137169
Bezug: Ihr Schreiben vom 21.02.2007, Zugang am 24.02.2007

Sehr geehrte Damen und Herren,
Frau                               , Iglauer Weg , 73529 Schwäbisch Gmünd hat uns ihr Schreiben zur

Beantwortung überlassen.

Wie kommen Sie überhaupt dazu eine Kostennote zu schicken, einerseits wird Frau  von dubiosen Richtergestalten entmündigt, andererseits wollen Sie von dieser Frau noch Zahlungen aus offenem Rechtsbruch erhalten.
Gründe:

Wir beantragen die Niederschlagung / Erlass der Kostenforderung, mit der Aufforderung, die Kosten bei dem zuständigen RichterIn von dessen/deren Gehalt abzuziehen, mit gleichzeitiger Streitverkündung gegen das Land Baden-Württemberg. 

Es ist amtsbekannt, dass Frau/Herr nicht in der Lage ist, die angeforderten Gerichtskosten auszugleichen.

Weil Sie durch die öffentliche Gewalt in Ihren Grundrechten (vgl. Art. 1 – 19 GG) sowie in den grundrechtgleichen Rechten (Art. 20 Abs. 4, Art. 33, 38, 101, 103, 104 GG) ständig verletzt und behindert wird.
Zudem ist die Stundung/Niederschlagung nach der überzeugenden Auffassung des RA Claus Plantiko solange auch geboten, bis Demokratie ist, also Bürger Ihre Abgeordneten, Beamten und Richter in getrennter persönlicher Wahl un​mittelbar selbst wählen dürfen. 
Kommissarischer Vorstand: Gerhard Jaschik
Hinweis: Dieser Verein wird bewusst nicht in das Vereinsregister eingetragen um ein Ausschnüffeln zu Verhindern.

In Zusammenarbeit mit  Zeitreport, Staatshehlerei,  Richterdatenbank, Teredo etc.. 

Gleiwitzerstr. 17, 69502 Hemsbach

Bei Zahlung vor Demokratie besteht die Wahrscheinlichkeit, dass Geld für demokratiefremde Zwecke zur Ver​festigung der gegenwärtigen Gewalteneinheitstyrannis zweckentfremdet wird und mir die Entschädigung vorenthalten wird.

Die weitere Verfolgung der Forderungen wäre also nicht nur eine besondere psychisch belastenden außergewöhnliche Härte, sondern es würde derzeit nur vermeidbare Kosten auslösen entgegen dem Urteil LG Hanau vom 30.04 98, 7 O 1459 / 97; OLG Frankfurt 23 U 25 / 95 v. 7.06.95 und BVerfGE NJW 1994 86;

2749 i.V.m § § 59, 105, BHO (vgl auch Johannes Recht im Amt 1980 S, 71 f  72‑ 74). Die Entscheidung des LG Hanau besagt, daß Pfändungen dann mit der Vollstreckungs‑Gegenklage für unzulässig erklärt werden können, wenn mit eine vollständigen Befriedigung wegen der geringen Einkünfte oder wegen des hohen Alters nicht zu rechnen ist, und sich die Kosten mehren oder nur ein Teil der Zinsen bedient werden kann oder nur noch Kosten provoziert werden.

Vorsorglich stellen wir, für den Fall der Ablehnung des Erlasses oder der Niederschlagung, hiermit Antrag auf gerichtlichen Entscheid.
Dieses Schreiben ist maschinell erstellt  > und gilt ohne Unterschrift 3 Tage nach Postaufgabe als zugestellt!
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